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2 AZn 253/8H
6 Sa 2091/83 Hamm

B e s c h !  u ß  
In Sachen

PP-

hat der Zweite Senat des Bundesarbettsgerichts am 25. Mai 
198A beschlossen:

1. Die Beschwerde des Klägers Regen die Nichtzu­
lassung der Revision in dem Urteil des Landes­
arbeit sger ich ts Hamm vom 13. März 198M - 6 Sa 
2091/83 - wird als unzulässig verworfen.

2. Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerde­
verfahrens .
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G r ü n d e :

I, Die Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht in der ge­
setzlich vorgeschriebenen Form begründet worden ist.

1. Nach § 72 a Abs. 1 ArbGG kann die Nichtzulassung der Re­
vision durch das Landesarbeitsgericht selbständig durch Be­
schwerde angefochten werden, wenn entweder die Rechtssache 
grundsätzliche Bedeutung hat u n d eine der in 5 72 a Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 ArbGG angeführten Rechtsstreitigkeiten betrifft oder 
ein Fall des $ 72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG vorliegt. Nach dieser 
Vorschrift ist die Revision zuzulassen, wenn das anzufechtende 
Urteil von einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts oder 
eines der dort sonst genannten Gerichte abweicht und auf dieser 
Abweichung beruht. Der Beschwerdeführer muß die Beschwerde 
fristgebunden begründen und die Entscheidung, von der das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts abweicht, bezeichnen (§ 72 a Abs. 3 
ArbGG).

Die nach § 72 a in Verbindung mit § 72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG 
als selbständiger Rechtsbehelf ermöglichte Nichtzulassungsbe­
schwerde ersetzt die bisher nach § 72 Abs. 1 Satz 2 und 3 ArbGG 
1953 statthafte Divergenzrevision. Wegen der inhaltlichen Über­
einstimmung dieser Regelungen ist die bisherige Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts zur Divergenzrevision weiter anzuwenden 
(vgl. BAG 32, 136 sowie die Beschlüsse des BAG vom 19. November 
1979 - 5 AZN 15/79 - und vom 22. November 1979 - 3 AZN 2*4/79 -,
AP Nr. 2 und 3 zu § 72 a ArbGG 1979).
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Danach gehört es in jedem Falle zur Darlegung des Zulas­
sungsgrundes, daß das anzufechtende Urteil einen allgemeinen, die 
Entscheidung tragenden Rechtssatz aufgestellt hat und daß dieser 
von einem in einer divergenzfähigen Entscheidung aufgestellten 
Rechtssatz abweicht. Dagegen reicht die fehlerhafte Oden unter­
lassene Anwendung der Rechtsprechung des Fundesarbeitsgerichts 
oder eines anderen der im Gesetz genannten Gerichte zur Begrün-

1 > i

düng einer auf Divergenz gestützten Nichtzulassungsbeschwerde 
nieht aus (vgl. zum neuen Recht die oben genannten Beschlüsse 
und ferner - zum alten Recht - BAG AP Nr. 2M und Nr. 3“1 zu § 72 
ArbGG 1953 Divergenzrevision sowie BAG 21, 122 = AP Nr. 33 zu 
§ 72 ArbGG 1953 Divergenzrevision).

2. Diese Anforderungen erfüllt die Begründung der Beschwerde 
nicht.

Sie rügt, das anzufechtende Urteil stehe im Widerspruch zu 
dem Urteil des Senats vom 30. Mai 1978 - 2 AZR 630/76 - (BAG 30, 
309 = AP Nr. 70 zu § 626 BGB) das den Grundsatz enthalte, eine 
Kündigung aus verhaltensbedingten Gründen sei nur zulässig, wenn 
sie nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit die ultima ratio 
darstelle. Dazu fehle in den Gründen des anzufechtenden Urteils 
jede Stellungnahme. Das Landesarbeitsgericht hätte prüfen müssen, 
ob eine Abmahnung nicht doch unter Berücksichtigung der 
besonderen Umstände dieses Einzelfalles geboten gewesen sei. Mit 
diesem Vortrag macht der Kläger sachlich nur eine unterlassene 
Anwendung der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts und damit 
eine vermeintlich unrichtige Rechtsanwendung geltend. Auch für
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die behauptete fehlerhafte Rechtsanwendung fehlt es im übrigen an 
Anhaltspunkten. Die von der Beschwerde angezogene Entscheidung 
nimmt zwar auch zu den Voraussetzungen einer verhaltensbedingten 
ordentlichen Kündigung Stellung, verweist insoweit aber nicht auf 
eine Abmahnung als die gebotene mildere Maßnahme gegenüber einer 
ordentlichen Beendigungskündigung. Im übrigen enthält die Würdi­
gung des Landesarbeitsgerichts, der Vertrauensverstoß des Klägers 
sei so schwerwiegend und nachhaltig gewesen, daß es der Beklagten 
nicht zuzumuten gewesen sei, das Arbeitsverhältnis auch noch nach 
Ablauf der dreimonatigen Kündigungsfrist fortzusetzen, die vom 
Kläger vermißte Interessenabwägung auch unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit.

II. Die Beschwerde war demgemäß mit der Kostenfolge aus § 97 
ZPO als unzulässig zu verwerfen.

Hillebrecht Triebfürst Dr. Weller
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